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ZEHN FRAGEN AN ...

Benigna Munsi,
Nürnberger Christkind

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Schokolade, wenn die Sonne scheint, Zehensocken, ein Spa-
ziergang im warmen Regen, ein nettes Gespräch. Viele Kleinig-
keiten können mir ein Lächeln ins Gesicht zaubern.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich mache eine Pause, schlafe ein wenig, dann esse ich was Le-
ckeres, zum Beispiel Schokolade ;-). Wenn das nichts hilft,
spreche ich mit meiner Mama oder meiner Schwester.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Wenn Menschen große Verantwortung tragen und gleichzei-
tig nicht ihre eigenen Bedürfnisse aus den Augen verlieren,
sondern eine gesunde Balance finden.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Ich möchte auf jeden Fall noch mehr sehen von der Welt, eine
Familie gründen und mich schauspielerisch wie auch mensch-
lich weiterentwickeln. So alt bin ich ja doch noch nicht.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ich trinke eine Tasse Tee, setze mich in meinen Oma-Sessel
und schreibe in mein Erfolgstagebuch, was ich alles am Tag ge-
schafft habe. Dazu zählt Yoga machen und genug trinken.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Gedichte von Rainer Maria Rilke.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Für mich ist es Luxus, Zeit zu finden, um etwas Schönes mit
meinen Liebsten zu unternehmen.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Ich kann mich überall wohlfühlen – egal ob Berge oder Meer.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Geh mit offenen Augen durch die Welt und begegne jedem
mit Respekt.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Meine Familie und unser Zusammenhalt.

Auch für das Nürnberger Christkind sind es schwie-
rige Zeiten: Alle Termine sind coronabedingt gestri-
chen. Benigna Munsi grüßt heuer nur im Netz und
am Telefon. Es ist die zweite Amtszeit der 18-jähri-
gen Nürnbergerin, die in Passau Schauspiel studiert.
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Von
Martin Hagen, Vor-
sitzender der FDP-
Fraktion im Landtag

NEIN

Seit dieser Woche gilt in ganz Bayern
zwischen 21 Uhr abends und 5 Uhr
früh eine Ausgangssperre. Bürgerin-
nen und Bürger dürfen ihre Woh-
nung in diesem Zeitraum nur noch in
Ausnahmefällen verlassen, etwa we-
gen medizinischer Notfälle oder be-
ruflicher Tätigkeiten.
Im Zuge der Corona-Krise wurden in
den vergangenen Monaten zahlrei-
che Grundrechte eingeschränkt. Vie-
le der Maßnahmen waren und sind
unumgänglich. Aber jeder Eingriff
muss auf seine Verhältnismäßigkeit
geprüft werden – also darauf, ob er

für die Bekämpfung der Pan-
demie notwendig, geeig-

net und angemessen ist.
Bei einer allgemeinen
Ausgangssperre, die
unterschiedslos alle
Menschen betrifft
(egal, ob sie eine Ge-
fahr darstellen oder
nicht), darf das be-
zweifelt werden. Das

Verbot, seine Wohnung zu verlas-
sen, kommt einem Hausarrest gleich
und stellt damit einen besonders
schwerwiegenden Eingriff in die
Grundrechte dar.
Ministerpräsident Markus Söder hat
klargestellt, dass diese Regel auch an
Weihnachten gilt. Das heißt: Wer
nicht sicherstellen kann, dass er nach
dem Familienessen pünktlich um 21
Uhr zurück in seiner eigenen Woh-
nung ist, muss bei seinen Verwand-
ten übernachten. Ob dem Infekti-
onsschutz damit gedient ist?
Unstrittig ist, dass wir die Infektions-
zahlen senken müssen. Insbesonde-
re der Anstieg unter älteren Men-
schen ist besorgniserregend. Er
zeigt, dass der von der FDP seit Lan-
gem geforderte Schutz von Risiko-
gruppen, insbesondere in Alten- und
Pflegeheimen, nach wie vor unzu-
länglich ist. Wichtig ist auch, die Ge-
sundheitsämter durch eine zeitge-
mäße Ausstattung endlich in die
Lage zu versetzen, Infektionsketten
nachzuverfolgen.
Die Beschlüsse der Ministerpräsiden-
tenkonferenz, das öffentliche Leben
zwischen Weihnachten und dem 10.
Januar weitgehend herunterzufah-
ren – beispielsweise durch die Schlie-
ßung des Einzelhandels – unterstützt
die FDP. Den bayerischen Sonder-
weg der landesweiten Ausgangs-
sperren lehnen wir aber ab.

DIE FRAGE DER WOCHE Nächtliche Ausgangssperren: eine sinnvolle Idee im Kampf gegen Corona?

Von
Bernhard Seidenath
(CSU), Vorsitzender
des Gesundheitsaus-
schusses im Landtag

Die Infektionslage in Bayern ist be-
sorgniserregend. Die Zahl der Neuin-
fektionen beginnt wieder exponen-
tiell zu wachsen. Die Situation in un-
seren Krankenhäusern ist sehr ernst:
Binnen eines Monats hat sich die Zahl
der Corona-Patienten fast verdop-
pelt. Wenn wir jetzt nicht handeln,
laufen die Kliniken über Weihnachten
und Neujahr voll! Deshalb haben wir
uns für einen grundlegenden Lock-
down entschieden. Damit folgen wir
den mahnenden Stimmen aus Wis-
senschaft und Medizin. Die Auffor-
derung der Leopoldina ist unmissver-
ständlich: Wir müssen die Feiertage
und den Jahreswechsel für ein hartes
Herunterfahren nutzen.
Wer dabei Ausgangssperren als reine
Symbolpolitik abtut, hat den Ernst der
Lage nicht erkannt: Alle 17 Minuten
stirbt in Bayern ein Mensch an Coro-
na. Um die Infektionsketten zu un-
terbrechen und weitere Ansteckun-
gen zu verhindern, müssen wir Kon-
takte und Mobilität so weit wie mög-

IJA

lich minimieren. Die nächtliche Aus-
gangssperre zwischen 21 Uhr und 5
Uhr ist dabei ein zentrales Element.
Auf diese Weise wollen wir auch grö-
ßere Zusammenkünfte und Partys in
Privatwohnungen unterbinden.
Nachdem die Zahl der Neuinfektio-
nen pro 100 000 Einwohner pro sie-
benTage inzwischenbayernweitüber
200 liegt, ist quasi ganz Bayern ein
Hotspot. Das bedeutet auch, dass nur
ganz wenige Ausnahmen von den
Ausgangssperren festgelegt wurden
– beispielsweise für medizinisch un-
aufschiebbare Behandlungen. Wer
ab 21 Uhr ohne triftigen Grund auf
der Straße unterwegs ist, muss ein
Bußgeld von mindestens 500 Euro
fürchten. Das verleiht den Ausgangs-
sperren Nachdruck. Und zeigt: Es ist
uns ernst.
Deshalb appellieren wir an die Men-
schen in Bayern: Bitte suchenSie nicht
nach Umgehungsmöglichkeiten,
sondern nehmen Sie den Lockdown
und die Ausgangssperren
ernst! Je besser die Maß-
nahmen jetzt greifen,
desto früher können wir
wieder in eine Norma-
lität zurückkehren. Je-
der kann dazu seinen
Beitrag leisten. Halten
wir deshalb im Kampf
gegen Corona zusam-
men!

An die bayerische Politik appel-
lierte der VBZV, sich gegen den
Entwurf zu wenden und sich für
eine Stärkung des digitalen Jour-
nalismus einzusetzen. Aus Sicht
des Verbands müssten das Zitat-
recht sowie das Recht zu Satire
und Parodie gewahrt bleiben.

Bei der Novelle zur Umsetzung
von EU-Recht geht es um die
größte Urheberrechtsreform seit
20 Jahren. Ziel ist es, das Recht an
die immer größere Bedeutung der
Plattformen anzupassen. Es soll
das Verhältnis zwischen Urhe-
bern, Unternehmen und Platt-
form-Nutzern regeln, wenn es um
das Hochladen etwa von Fotos,
Artikelteilen oder Videoaus-
schnitten der Urheber geht. > DPA

Die bayerischen Zeitungsverlage
kritisieren den Entwurf des Bun-
desjustizministeriums zur Umset-
zung des EU-Urheberrechts. „Die-
ser Vorschlag gibt regionalen Digi-
taljournalismus der Ausbeutung
durch Megaplattformen preis“, so
der Geschäftsführer des Verbands
Bayerischer Zeitungsverleger
(VBZV), Markus Rick. Das Justiz-
ministerium wolle Plattformen wie
Google und Facebook erlauben,
Nutzern bis zu 1000 Zeichen aus
Presseartikeln zunächst ohne Zu-
stimmung durch die Rechteinha-
ber anzuzeigen. „Es kann nicht
sein, dass ausgerechnet diese wich-
tigen Inhalte zu einem Selbstbedie-
nungsladen für das Silicon Valley
verkommen“, warnte Rick.

Zeitungsverlage gegen Pläne zur Urheberrechtsreform

Ausbeutung im großen Stil

deuten könne. Der Bundesgesetz-
geber müsse hier Gerechtigkeit
schaffen.

Andreas Winhart, gesundheits-
politischer Sprecher der AfD-
Landtagsfraktion, wirft der Staats-
regierung vor, die bayerische Kli-
niklandschaft auf nur noch weni-
ge, größere Standorte reduzieren
zu wollen. Weshalb ihr die neue
Regelung zupasskomme.

Während die Politik noch de-
battiert, wer schuld an der aktuel-
len Lage der Kliniken ist und was
geschehen muss, wird die Situati-
on vor Ort immer schlimmer. „Die
über 210 000 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den bayeri-
schen Krankenhäusern stehen mit
ihrem Einsatz vor und während
der Feiertage vor einer körperli-
chen und emotionalen Überforde-
rung“, warnt Roland Engehausen,
Geschäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgesellschaft. Nur
durch „unglaublichen Einsatz“ sei
die Situation „noch einigermaßen
beherrschbar“.

Um den kleinen Kliniken rasch
zu helfen, wäre jetzt engagiertes
Handeln nötig. Der Ministerpräsi-
dent hat den Katastrophenfall aus-
gerufen. Da sollte es möglich sein,
sich vorübergehend über strittige
Bundesregelungen zur Kostener-
stattung hinwegzusetzen. Büro-
kratie und politisches Kompetenz-
gerangel dürfen nicht schuld daran
sein, dass die Krankenversorgung
in der Pandemie nicht mehr sicher-
gestellt ist. > ANDRÉ PAUL

orthopädische und psychosomati-
sche Leiden spezialisiert.

Doch nun lautet die Vorgabe
des bayerischen Gesundheitsmi-
nisteriums an Deerberg-Wittram:
Alle Infizierten müssen im Haupt-
haus in Rosenheim untergebracht
werden. Und die Schön-Kliniken
haben sich aus der Kooperation
verabschiedet, weil sie keine
Kompensationszahlungen mehr
erhalten. Dabei sind die Patien-
tenzahlen inzwischen höher als
im Frühjahr.

Im bayerischen Gesundheitsmi-
nisterium weist man jede Verant-
wortung von sich. Schuld daran,
dass die Corona-Patienten vorran-
gig in bestimmten Kliniken unter-
gebracht werden, sei der Bund,
der dazu kürzlich ein Gesetz er-
lassen habe, so ein Sprecher von
Ressortchefin Melanie Huml
(CSU). Bayern fordere, das wieder
zu ändern.

Ruth Waldmann, die gesund-
heitspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, gibt dem
Landkreistag in seiner Forderung
recht. Und fordert, dass aufschieb-
bare Eingriffe verschoben würden.
Dadurch würden Kapazitäten frei.
Das funktioniert aber nur, so
Waldmann, wenn die Kranken-
häuser für entgangene Einnahmen
entschädigt werden.

Ihr Kollege Dominik Spitzer
von der FDP-Landtagsfraktion be-
fürchtet, dass die aktuelle Rege-
lung zur Kostenerstattung für viele
Kliniken langfristig das Aus be-

100 leer bleiben. Für RoMed ist das
mit wirtschaftlichen Einbußen im
Millionenbereich verbunden.
Zwar bekomme man, so Deerberg-
Wittram, vom Freistaat einen Teil
des Verlusts ersetzt, „aber das
deckt bei Weitem nicht den tat-
sächlichen Einnahmerückgang“.

Die Verluste der
Unikliniken werden ersetzt

Besser sieht es für die landesei-
genen Universitätskliniken in
München, Würzburg, Augsburg,
Erlangen und Regensburg aus.
Auch sie hatten heuer hohe Ver-
luste, teilweise im zweistelligen
Millionenbereich, doch werden
diese komplett kompensiert.

Eine unfaire Behandlung sei
das, konstatiert Bayerns Land-
kreistagspräsident Christian Bern-
reiter (CSU). Schließlich würden
die kommunalen Kliniken in wei-
ten Teilen Bayerns die akutstatio-
näre medizinische Notfallversor-
gung abdecken.

Für Jens Deerberg-Wittram stellt
sich noch ein weiteres Problem:
Während der ersten Pandemie-
welle im Frühjahr durfte er die In-
fizierten auch auf die kleineren
Häuser in seinem Klinikverbund
verteilen. Obendrein beteiligten
sich auch die in der Region ansäs-
sigen privaten Schön-Kliniken an
der Versorgung der Covid-19-Er-
krankten. Sie sind eigentlich auf

In Bayerns Krankenhäusern ist
Land unter: Immer mehr Coro-

na-Patient*innen füllen die Inten-
sivstationen. Und sie müssen, weil
hochansteckend, auch anders un-
tergebracht werden als die übli-
chen Kranken: mit weiten Abstän-
den zwischen den Betten, oder am
besten im Einzelzimmer. Die Be-
treuung durch die Pflegekräfte er-
fordert zudem deutlich mehr
Schutzmaßnahmen. Gleichzeitig
bleiben viele andere Operationen
auf der Strecke. Damit erhalten
die – man kann es nicht nur an
dieser Stelle beklagen – zur Kos-
tendeckung verurteilten Kliniken
natürlich auch fest eingeplante
Zahlungen der Kassen nicht mehr.

Für all diese Verluste sollen die
Krankenhäuser entschädigt wer-
den. Eigentlich. Doch wie fast im-
mer im Gesundheitswesen klaffen
Versprechen und Wirklichkeit
auseinander. Die Behandlung an
Covid-19 Erkrankter zwingt zu
harten, aber medizinisch notwen-
digen Maßnahmen. Das beklagt
auch Jens Deerberg-Wittram, Ge-
schäftsführer der RoMed-Kliniken
mit Sitz in Rosenheim, ein Zusam-
menschluss von einem mittelgro-
ßen städtischen Klinikum und
drei kleinen Kreiskrankenhäu-
sern. Er sagt: „Wir müssen Betten
leer stehen lassen, um die Abstän-
de zu wahren und die Isolierung
der Infizierten zu garantieren.“

Für das städtische Klinikum be-
deutet das konkret: Von den insge-
samt 620 Betten müssen ungefähr

Bayerns Krankenhäuser werden in der Pandemie finanziell höchst unterschiedlich behandelt

KleineKlinikenhabendasNachsehen

Wegen Corona
werden viele
nicht notwen-
dige Operatio-
nen verscho-
ben. DPA/GÜTTLER


